	Unternehmensnachfolge – 
Arbeitshilfe Erbrechtliche Verfügungen 
und Gestaltungsmittel


Erbrechtliche Verfügungen

Arten, Form, Bindungswirkung

Arten: Die vom Gesetz als Gestaltungsmittel vorgesehenen Verfügungen von Todes wegen unterteilt das Erbrecht grob in 

· Testament (auch: Ehegattentestament) und

· Erbvertrag.

Form: Ein Testament muss vom Erblasser insgesamt eigenhändig geschrieben und unterschrieben werden; Ort und Datum der Testamentabfassung sollte aufgenommen werden, um den letzten vom vorletzten Willen zu unter​scheiden. Der Erbvertrag bedarf der notariellen Beurkundung bei gleichzeitiger Anwesenheit der Vertragspartner. 

Bindungswirkung: Testament und Erbvertrag unterscheidet grundsätzlich die Art der Bindung an die einmal ge​troffene Verfügung. Während nämlich ein Testament jederzeit widerruflich abänderbar ist, tritt beim Erbvertrag eine relativ feste Bindung an die Willenserklärungen ein. Einseitig kann sich der Erblasser i.d.R. nicht lösen, es sei denn, der/die Erblasser hätten sich ein Rücktrittsrecht vorbehalten. Ein von Ehegatten gemeinschaftlich er​richtetes Testament entfaltet gleichfalls Bindungswirkung, soweit die Ehegatten gegenseitig wechselbezügliche Verfügungen getroffen haben. Wechselbezüglich ist eine Verfügung, die ohne die Verfügung des anderen Ehegat​ten nicht getroffen worden wäre, z.B. i.d.R. gegenseitige Erbeinsetzung. Bis zum Tod des anderen Ehe​gatten können diese Verfügungen nur durch notarielle Erklärung einseitig widerrufen werden, nach dem Tod ei​nes Ehegatten können sie dagegen gar nicht mehr abgeändert werden. 

Berliner Testament

Wie verhängnisvoll die Bindungswirkung sein kann, ergibt sich durch einen Blick auf das noch immer gebräuch​lichste Testament zwischen Ehegatten, das Berliner Testament. Bei diesem setzen sich die Ehegatten gegenseitig als Erben ein und verbinden dies mit der Einsetzung der gemeinsamen Kinder als Nacherben.

Verkannt wird hier,

· dass der Letztversterbende nach dem Tod des ersten Ehegatten an die Einsetzung der Kinder als Nacherben gebunden ist. Dies macht dem überlebenden Ehegatten unmöglich, im Notfall dass ihn pflegende Kind erb​rechtlich besonders zu bedenken oder einen für die Unternehmensnachfolge offensichtlich ungeeigneten Nachfolger auszuschließen.

· dass es im Fall des Berliner Testament zur doppelten Erbschaftsteuerbelastung des Generationenüber​gangs kommt, weil die persönlichen Freibeträge und der Bewertungsabschlag sowie die Senkung der Progression durch Vervielfältigung der Erbfälle „verschenkt“ werden. 

· dass die beim Tod des erstversterbenden Ehegatten übergangenen Kinder/Nacherben einen Pflichtteils​anspruch geltend machen können.

	Merke:

Im Regelfall ist das Berliner Testament daher zur Regelung der Unternehmensnachfolge ungeeignet.


Erbrechtliche Gestaltungsmittel

Erbeinsetzung, Vermächtnis, Auflage

Für eine erbrechtliche Gestaltung stehen im Wesentlichen drei Instrumente zur Verfügung: 

· Erbeinsetzung, 

· Vermächtnis und 

· Auflage. 

Mit diesen lässt sich auf unterschiedliche Weise bewirken, das Vermögen oder ein einzelner Vermögensgegens​tand von Todes wegen auf einen oder mehrere Rechtsnachfolger übergeht. 

Erbeinsetzung: Erbe wird der, dem das Vermögen oder ein Teil des Vermögens des Erblassers zugewendet wird. 

· Beim Erben findet eine Gesamtrechtsnachfolge statt. 

· Der Erwerb vollzieht sich automatisch beim Tod des Erblassers. 

· Der/die Erben selbst können über den geerbten Nachlass zu Lebzeiten und von Todes wegen frei verfügen. 

Vermächtnis: Ein Vermächtnis ist erbrechtlich 

· die durch letztwillige Verfügung erfolgte Einzelzuwendung eines Vermögensvorteils, die keine Erbeinsetzung ist, 

· bei dem der Vermächtnisnehmer den zugewendeten Gegenstand nicht beim Tod des Erblassers automatisch erhält, sondern nur einen Anspruch gegen den Erben auf Herausgabe des ihm zugewendeten Gegenstands hat. Im Unterschied zur Erbfolge bedarf die Rechtsnachfolge also noch eines gesonderten Übertragungsakts. 

In der Praxis kann sich die Unterscheidung zwischen Gesamtrechtsnachfolge und Einzelrechtsnachfolge verwi​schen. Beim Universalvermächtnis ist der Erbe verpflichtet, den gesamten Nachlass an einen Vermächtnisneh​mer herauszugeben. Der Unterschied zur Erbfolge besteht dann nur noch darin, dass die Rechtsnachfolge nicht in einem Akt eintritt, sondern einzelner Übertragungsakte bedarf. 

Die Auflage hingegen ist eine 

· Anordnung des Erblassers an den Erben oder einen Vermächtnisnehmer, einem anderen etwas zuzuwenden bzw. an diesen etwas zu leisten, 

· ohne dass der Auflagenbegünstigte selbst ein Recht erhält, die Leistung zu fordern. 

Das mangelnde Forderungsrecht des Auflagebegünstigten führt in der Praxis dazu, dass eine Auflage i.d.R. nur in testamentarischen Anordnungen enthalten ist, wenn es um die Versorgung von Haustieren, um eine Grab​pflege oder das Lesen einer Messe geht. Der Erblasser hat es jedoch in der Hand, z.B. durch die Anordnung von Testamentsvollstreckung die Vollziehung der angeordneten Auflage sicherzustellen. Denn der Testamentsvollstre​cker ist berechtigt und verpflichtet, die Anordnungen des Erblassers auszuführen, und dazu gehören auch die Auf​lagen. 

Teilungsanordnung/Vorausvermächtnis

Die Teilungsanordnung ist ein Mittel für den Erblasser, die gegenständliche Verteilung des Nachlasses auf die Erben im Rahmen der gegebenen Erbquoten zu bewirken. 

Sie ist geeignet, langwierige und familienschädliche Auseinandersetzungen unter den Erben zu vermeiden, wie der Nachlass gegenständlich aufgeteilt werden soll. Bei Aufteilung des Nachlasses mittels der Tei​lungsanordnung soll keiner wertmäßig mehr erhalten, als seiner Erbquote entspricht, vielmehr ist der Wert der zugewiesenen Gegenstände auf den jeweiligen Erbteil anzurechnen. Der einzelne Miterbe wird also nicht wertmäßig begünstigt. Mehrwerte sich auszugleichen (i.d.R. durch Zahlung). 

Damit unterscheidet sich die Teilungsanordnung vom Vorausvermächtnis. Durch das Vorausvermächtnis kann einem Miterben mehr zugewendet werden, als er nach der Erbquote zu erhalten hat. Der Wert des zugewendeten Vermögensgegenstands spielt beim Vorausvermächtnis keine Rolle. Der Vermächtnisnehmer erhält das ggf. zusätzlich zu seinem Erbteil und hat einen sofortigen Anspruch auf Herausgabe des Vermögensgegens​tandes. 

Für die Abgrenzung zwischen Teilungsanordnung und Vorausvermächtnis ist daher wichtig, dass der Erblasser klare Regelungen trifft, damit das von Ihm gewollte auch tatsächlich im Todesfall eintritt. 

Teilungsanordnung/Vorausvermächtnis:

	Teilungsanordnung
	Vorausvermächtnis

	· Keine Werteverschiebung zwischen den Miterben gewollt
	· Begünstigung des Miterben gewollt (Begünsti​gungsabsicht des Erblassers)

	· Zuweisung bestimmter Nachlassgegenstände innerhalb der Erbquote
	· Zuweisung bestimmter Nachlassgegenstände außerhalb der Erbquote

	· Daher Wertausgleichspflicht des begünstigten Erben
	· Daher keine Wertausgleichspflicht des begünstig​ten Miterben.


Vor- und Nacherbschaft

Will ein Erblasser auf längere Sicht das Schicksal seines Vermögens steuern und ggf. den von ihm ein​gesetzten Erben zu Lebzeiten oder von Todes wegen in seiner Dispositionsbefugnis über den Nachlass einschrän​ken, bietet sich die Gestaltung durch Vor- und Nacherbschaft an. 

Vor- und Nacherbe sind zeitlich aufeinanderfolgende Erben desselben Erblassers, d.h., der Nacherbe ist auch Erbe des Erblassers und nicht Erbe des Vorerben.

Der Vorerbe 

· erhält zwar den Nachlass des verstorbenen Unternehmers, dieser vermischt sich aber nicht mit seinem eige​nen Vermögen. 

· darf nicht über das Vermögen des Erblassers auf den Todesfall verfügen: Der Nachlass des Erblassers gehört nicht zu seinem eigenen Nachlass.

· ist nur Erbe auf Zeit und unterliegt daher im Regelfall zahlreichen Beschränkungen: Als sogenannter nicht befreiter Vorerbe 

· darf er keine Schenkungen aus dem Nachlass vornehmen

· darf er über Grundstücke nicht verfügen

· ist er dem Nacherben bei schlechter Verwaltung zum Schadensersatz verpflichtet. Der Nacherbe erhält das Betriebsvermögen in der Substanz zu 100 %. 

Der befreite Vorerbe darf hingegen veräußern, belasten, nutzen, verbrauchen, nur nicht verschenken.

Dem Nacherben soll im Fall 

· der nicht befreiten Vorerbschaft das unternehmerische Vermögen in der Substanz, 

· der befreiten Vorerbschaft nur den durch Belastung, Nutzung, Verbrauch etc. nicht verbrauchten „Überrest“ erhalten.

Ziel des Betriebsunternehmers, lediglich das Vermögen über zwei Erbfälle auf den Nacherben zu übertragen. 

	Beachte:

Die Nachfolgerbestimmung über mehrere Generationen kann gefährlich sein: Vor- und Nacherbfolge be​einträchtigen die Kreditaufnahme und erschweren betriebliche Dispositionen wegen der erforderlichen Nacherbenzustimmung.


Vorsorgliche Erbfolgemaßnahmen

Die Wahl des richtigen Güterstands:

Ein Patentrezept für die Wahl des richtigen Güterstands für eine Ehe gibt es nicht. Noch immer ist der typische Güterstand des Unternehmens die Gütertrennung. Er wird im Ehevertrag vor der Eheschließung abgeschlossen

· aus Angst vor dem Scheidungsrisiko,

· um eine Haftungsbegrenzung zu erreichen. 

An die negativen Wirkungen des Güterstands im Erbfall auf Pflichtteilsansprüche und die Erbschaftsteuerbefrei​ung des Zugewinns denkt zu diesem Zeitpunkt fälschlicherweise niemand. 

In der Regel ist daher der Güterstand der Gütertrennung nicht zu empfehlen. In Verbindung mit dem Berliner Testament ist er sogar eine (steuerliche) Katastrophe: Der Gesamtnachlass ist beim überlebenden Ehegatten steu​erpflichtig ohne Freibetrag in Höhe des fiktiven Zugewinnausgleichs. 

Der richtige Güterstand des Unternehmens ist die modifizierte Zugewinngemeinschaft, die so gestaltet werden kann, dass die mit der Gütertrennung verfolgten Ziele auch erreicht werden (siehe oben ....).

Erb- und Pflichtteilsverzicht

Wer schon zu Lebzeiten einen bestimmten Unternehmensnachfolger bedenken will, sollte zur Vermeidung liquider Pflichtteilsansprüche gegen das Unternehmen alle Kinder und den Ehegatten Pflichtteilsverzichte erklären lassen. Dies zwingt dazu – das ist ausdrücklich erwünscht –, vorgesehene Regelungen und deren Motive den Beteiligten der Familie zu erklären. 

Durch Vertrag können der Ehegatte der Erblassers sowie Verwandte auf ihr gesetzliches Erb- und Pflichtteilsrecht sowie auf das gesetzliche Erbrecht ihrer Abkömmlinge verzichten. Der Verzicht kann auf das Pflichtteilsrecht be​schränkt werden. Der Verzichtende ist von der gesetzlichen Erbfolge ausgeschlossen. 

Der Erb- und Pflichtteilsverzicht bedarf der notariellen Beurkundung.

Die Abfindung pflichtteilsberechtigter Erben gegen Erb- oder Pflichtteilsverzicht ist ein wichtiges Rege​lungsinstrument für die Unternehmensnachfolge und bei der vorweggenommenen Erbfolge, um hässliche und langwierige Nachlassstreitigkeiten zu vermeiden.

	Erb- und Pflichtteilsverzicht empfiehlt sich 

· für den Fall des Ablebens des erstversterbenden Elternteils, um den überlebenden Elternteil vor Erbausei​n​andersetzungsverlangen und Pflichtteilszahlungen zu schützen,

· bei vorweggenommener Erbfolge, um – an Stelle eines Übergabevertrags mit Geschwistergleichstel​lungsgeldern – die übergangenen Geschwister schon zu Lebzeiten gegen Entgelt abzufinden und den späteren Betriebsübernehmer vor Erbstreitigkeiten zu schützen.


Nachfolgerbestellung durch Dritte

Wer zwar seine Nachfolge schon in Angriff nehmen, den richtigen Nachfolger aber noch nicht bestimmen kann, wird u.U. darüber nachdenken, die Nachfolgerbestimmung für den Fall seines plötzlichen Todes ei​nem Dritten zu überlassen. Derartige Überlegungen macht sich z.B. ein Jungunternehmer mit minderjähri​gen Kindern, deren Eignung zur Betriebsführung sich noch nicht absehen lässt. 

Zwar ist die Bestimmung eines Erben durch Dritte gem. § 2065 Abs. 2 BGB unzulässig. Jedoch besteht unter an​derem durch folgende Gestaltungen die Möglichkeit, dem Ehegatten oder einem Testamentsvollstrecker die Nachfolgerbestellung zu überlassen:

· Alleinerbeinsetzung des Ehegatten, verbunden mit einer unter Lebenden vereinbarten Übergabeverpflich​tung, wonach der Ehegatte das Unternehmen oder die Unternehmensbeteiligung auf einen von diesem zu be​stimmenden Abkömmling oder sonstigen Dritten zu einem späteren Zeitpunkt zu übertragen hat.

· Eintrittsklausel, die einen Dritten ermächtigt, den Eintrittsberechtigten auszuwählen.

· Erbeinsetzung von Ehefrau und Kindern verbunden mit der Einsetzung eines Testamentsvollstreckers, dem die Verwaltung des Vermögens aufgetragen und die Auflage erteilt wird, den Nachfolger zu einem späte​ren Zeitpunkt zu bestimmen. 
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